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Länderanhörung zur Novelle des Wärmeplanungsgesetzes (WPG) - 
Stellungnahme SN 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
vielen Dank für die Übersendung des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung 
des Wärmeplanungsgesetzes und die damit verbundene Möglichkeit zur 
mündlichen und schriftlichen Stellungnahme. 
 
Hiermit senden wir Ihnen unsere schriftliche Stellungnahme zu.  
 
Bei der Stellungnahme handelt es sich um eine fachliche Einschätzung inner-
halb der zuständigen Projektgruppe. Aufgrund der gewährten kurzen Anhö-
rungsfrist und des frühen Status des Referentenentwurfs im Bundesgesetzge-
bungsverfahren wurde diese fachliche Stellungnahme noch nicht mit unserer 
Hausleitung abgestimmt. Auch eine Abstimmung innerhalb der Sächsischen 
Staatsregierung konnte nicht erfolgen.  
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
gez. Thoralf Piwonka 
Projektgruppenleiter E-W 
 
 
Anlage  

- Fachliche Stellungnahme  
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Fachliche Stellungnahme zum Gesetzentwurf eines Artikelgesetzes zur Änderung 
des Wärmeplanungsgesetzes 
 
Vorbemerkung 
 
Die Möglichkeit einer intensiven Prüfung des vorliegenden Referentenentwurfs (Ref.-
WPG) war leider durch das extrem kurze und der Komplexität der Gesetzesmaterie un-
angemessene Zeitfenster von lediglich drei Arbeitstagen bis zur mündlichen Länderan-
hörung und fünf Arbeitstagen bis zur Einreichungsfrist der schriftlichen Stellungnahme in 
hohem Maße eingeschränkt. Bei einer derart erheblichen Änderung eines Bundesgeset-
zes, welches eine Anpassung des Landesrechts nach sich zieht, ist die gewährte Anhö-
rungszeit auch bei möglicherweise bestehenden politischen Erwartungshaltungen und 
Zeitvorgaben auf Bundesebene als nicht angemessen zu betrachten. 
 
Die im Referentenentwurf enthaltene Hauptänderung, nämlich die Einführung der sog. 
„kleinen Wärmeplanung“, betrifft bundesweit ebenso wie im Freistaat Sachsen ca. 90 % 
der Kommunen. Damit hat die Novelle einen massiven Einfluss auf den Prozess und das 
Ergebnis der Wärmeplanung insgesamt und damit auch der Wärmewende in Deutsch-
land. Es bleibt zu befürchten, dass das eigentliche gesetzgeberische Ziel des Wärme-
planungsgesetzes, um einen Strategischen Vorlauf für eine langfristige Umstellung der 
Versorgung mit Raumwärme, Warmwasser und Prozesswärme auf Treibhausgasneut-
ralität zu erreichen und damit zur Erreichung der Klimaschutzziele der Bundesregierung 
bis 2045 beizutragen, sowie bis zum Jahr 2030 die Hälfte der leitungsgebundenen 
Wärme klimaneutral zu erzeugen (vgl. BT-Drs. 20/8654 S. 2 f.) verfehlt wird. Unter den 
in der Novelle formulierten Bedingungen droht durch eine Ausweisung dezentraler Wär-
meversorgungsgebiete in der großen Mehrheit der Gemeinden im Zusammenspiel mit 
der im Gebäudemodernisierungsgesetz (GModG) geplanten Zulässigkeit von mit fossiler 
Energie betriebenen Heizungen auch über 2045 hinaus der Wärmesektor nicht die not-
wendigen Treibhausgas-Emissionsminderungen zu erreichen. Dies gefährdet insbeson-
dere die Erreichung der nationalen Klimaschutzziele nach dem Bundes-Klimaschutzge-
setz und wirft vor dem Hintergrund des diesbezüglichen Bundesverfassungsgerichtsur-
teils vom 21. März 2021 nicht zuletzt auch verfassungsrechtliche Fragen auf. 
 
 
Übergreifende Bewertung 
 
Zustimmung des Bundesrates 
Das SMWA sieht die Einordnung der Novelle des WPGs als zustimmungsfreies Gesetz 
kritisch. Durch die Novelle wird Einfluss auf die von den Ländern an die Kommunen wei-
tergegebenen Verpflichtungen genommen und unter anderem erweitert um eine Über-
mittlung der Ergebnisdaten, gemäß § 24 Ref.-WPG. Für Sachsen bedeutet dies, dass 
der Mehrbelastungsausgleich an die Kommunen angepasst (möglicherweise reduziert) 
werden muss, da durch die kleine Wärmeplanung gemäß § 22a Ref.-WPG den betref-
fenden Kommunen ein deutlich geringerer Aufwand entstehen soll. Dies bedeutet, dass 
die Konnexitätszahlungen nach dem Sächsischen Wärmeplanungsunterstützungsge-
setz angepasst werden müssen (vgl. hierzu auch SächsVerfGH, Urt. v. 20. Oktober 2000, 
Az. Vf. 53-II-97).  
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Im Hinblick auf Art. 104a Abs 4 GG wird das BMWE um nochmalige Prüfung bezüglich 
des Erfordernisses einer Zustimmung durch den Bundesrat und um eine entsprechende 
Information an die Bundesländer über das Ergebnis gebeten.  
 
Leitungsgebundene Wärmeversorgung im ländlich geprägten Gebieten 
Der pauschalen Aussage, dass eine leitungsgebundene Wärmeversorgung in kleinen, 
ländlichen Gemeinden selten zu erwarten ist, kann aus fachlicher Sicht nicht zugestimmt 
werden. In Sachsen und auch in anderen Bundesländern sind eine Vielzahl von Beispie-
len leitungsgebundener Wärmeversorgungen auch im ländlichen Raum bekannt. Die 
Umsetzung von neuen Wärmenetzen im ländlichen Raum, zeigen, dass besonders dort 
die Bedingungen und Voraussetzungen für eine leitungsgebundene erneuerbare Wär-
meversorgung oft sehr gut sind. 
 
Bürokratieaufwuchs durch Anpassung der Mehrbelastungsausgleichs 
Mit der Einführung der „kleinen Wärmeplanung“ entsteht ein weiteres Verfahren, welches 
in der Landesgesetzgebung abgebildet werden muss, da den Kommunen unterhalb der 
Einwohnergrenze bei Nutzung des Verfahrens der „kleinen Wärmeplanung“ voraussicht-
lich ein deutlich geringerer Aufwand (nach Schätzung des BMWE ca. 20 %) entstehen 
wird. Wie bereits oben erwähnt, ist absehbar, dass in Sachsen in Folge dessen der den 
Kommunen zustehende Mehrbelastungsausgleich (MBA) an das Verfahren der „kleinen 
Wärmeplanung“ angepasst werden muss, was zu weiterem gesetzgeberischen Aufwand 
führt. In diesem Zusammenhang werden voraussichtlich auch die Auszahlungsmodalitä-
ten von bisher vorgesehenen Pauschalen auf eine antragsgebundene Erstattung umzu-
stellen sein. Dies führt zu einem weiteren Bürokratieaufwuchs im Land und in den Kom-
munen. 
 
Zudem wird es in der Landesverwaltung zu einem deutlichen Anstieg des Prüfaufwands 
kommen, da die eingereichten Wärmepläne nach einem Standardverfahren bzw. dem 
verkürzten Verfahren vom Verfahren der „kleinen Wärmeplanung“ unterschieden werden 
müssen. Dies wird notwendig, um die Berechtigung der MBA-Höhe zu überprüfen. Zu-
dem sind Unterscheidungen zwischen dem bisherigen „verkürzten“ Verfahren und dem 
Verfahren der „kleinen Wärmeplanung“ fließend. Daher muss eine vertiefte inhaltliche 
Prüfung der Wärmepläne vorgenommen werden, was ebenso zu einem deutlich erhöh-
ten Bürokratieaufwand in der Staatsverwaltung führt. 
 
Verzögerung der Wärmeplanung durch Verunsicherung der kommunalen Ebene 
Bereits jetzt sind die Kommunen in der in Rede stehenden Größenklasse bis zu 15.000 
Einwohnenden aufgrund der geplanten WPG-Novellierung erheblich verunsichert und 
schieben teilweise eine Beschlussfassung zur Erstellung eines Wärmeplans bis auf wei-
teres auf. Auch nach einem Inkrafttreten des WPG ist eine anhaltende Verunsicherung 
der betroffenen Kommunen nicht zu vermeiden, da eine Anpassung der landesrechtli-
chen Regelungen zum MBA (s.o.) zu einem weiteren unvermeidlichen zeitlichen Verzug 
gesicherter Rahmenbedingungen führt.  
Insgesamt ist also von einer Verzögerung im Prozess der Wärmeplanung auszugehen. 
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Zu den einzelnen Regelungen: 
 
§ 4 Abs. 4 Pflicht zur Wärmeplanung  
 
Länderöffnungsklausel 
Aus fachlicher Sicht wird vorgeschlagen, in der Novelle eine Regelung zu ergänzen, die 
es den Ländern ermöglicht, für ihr Hoheitsgebiet die Anwendung von § 4 Absatz 4 (neu) 
sowie von § 22a (neu) auszuschließen. 
 
Begründung:  
Grundsätzlich ist die Notwendigkeit des neuen § 22a kritisch zu hinterfragen, da kleine 
Kommunen bereits jetzt die Möglichkeit besitzen durch eine vereinfachte (§ 22 WPG) 
oder eine verkürzte (§ 14 Abs. 4 WPG) Wärmeplanung ihre Aufwände zu reduzieren. 
Vor diesem Hintergrund ist fraglich, ob angesichts der Verunsicherung und absehbaren 
Folgeaufwände die Einführung der „kleinen Wärmeplanung“ verhältnismäßig ist. Die 
Einführung einer Länderöffnungsklausel würde es den Länder ermöglichen, infolge ei-
ner eigenen Verhältnismäßigkeitsprüfung von der Ermöglichung der kleinen Wärmepla-
nung abzusehen. 
 
Schwellenwert 
Sollte eine solche Möglichkeit nicht eröffnet werden, schlagen wir die Ergänzung einer 
Ermächtigung der Länder vor, den Schwellenwert, bis zu dem eine „kleine Wärmepla-
nung“ zulässig ist, auf weniger als 15.000 Einwohner jedoch mindestens auf 5.000 Ein-
wohner festzusetzen. 
 
Begründung: 
Der festgelegte Schwellenwert von 15.000 Einwohnern umfasst ca. 90 % sowohl der 
sächsischen als auch der bundesdeutschen Gemeinden und wird als deutlich zu hoch 
eingeschätzt. In diesen Gemeinden sind viele urban strukturierte Ortskerne bzw. Quar-
tiere enthalten und keineswegs nur ländliche oder zersiedelte Gebiete. Demnach sind 
bei Gemeinden zwischen 5.000 und 10.000 Einwohnern mit 51% und in der Größen-
klasse zwischen 10.000 und 15.000 Einwohnern mit 60% besiedelter Gemeindeflächen 
vergleichsweise hohe Siedlungsdichten gegeben. Für diese Gemeinden mit vergleichs-
weise höherer Wahrscheinlichkeit einer Eignung für Wärmenetze werden bei dem vor-
gesehenen Schwellenwert viele Versorgungsoptionen für Wärmenetze leichtfertig ver-
spielt.  
 
Eine Absenkung des Schwellenwertes auf Gemeinden mit 5.000 Einwohnern (ca. 63 % 
der sächsischen Gemeinden) wird als sinnvoll angesehen, da in dieser Größenordnung 
mit lediglich 29% der Gemeindefläche eine eher geringe Siedlungsdichte gegeben ist. 
 
Einwoh-
nende in 
Gemeinden  

Anzahl Ge-
meinden 

Anteil der 
Gemeinden 

Anteil an Einwoh-
nenden 

Anteil an Wohn-
baufläche und In-
dustrie- und Ge-
werbefläche je Ge-
meinde 

< 5.000 262 63 % 16 % 29 % 
< 10.000 350 84 % 32 % 51 % 
< 15.000 376 90 % 40 % 60 % 
Insgesamt 418 100 % 100 % 100 % 
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§ 10 Datenverarbeitung zur Aufgabenerfüllung    
 
Es wird vorgeschlagen, die bisherige Regelung in Absatz 5, nach der mit Zustimmung 
des BMVg auch Daten aus dem Verteidigungsbereich genutzt werden dürfen, beizube-
halten. 
 
Begründung:  
Der Entwurf von § 10 Absatz 5 verweist auf die Absätze 1-3 statt wie bisher 1-4. Aus 
dem Entwurf nicht erkennbar, warum militärische Einrichtungen nunmehr ausgenommen 
wurden. 
 
 
§ 21 Anforderungen an einen Wärmeplan für ein Gemeindegebiet mit mehr als 
45.000 Einwohnern    
 
Zu Nr. 7: 
Die Regelung ist unklar formuliert. Es ist nicht ersichtlich, wie ein derartiges Bestreben 
vollzogen soll. Zwar wird die Mehrzahl der öffentlichen Einrichtungen in einer Kommune 
dieser zuzurechnen sein, auf öffentliche Einrichtungen anderer Hoheitsträger auf dem 
Gemeindegebiet hat die Gemeinde hingegen keinen Einfluss. Es steht zu befürchten, 
dass die Aufnahme eines derartigen Bestrebens nur begrenzt überhaupt zu Umset-
zungsmaßnahmen führen wird. 
 
Zudem sind für öffentliche Einrichtungen bereits jetzt im EnEfG Verpflichtungen zur jähr-
lichen Einsparung an Endenergie enthalten. Weitere werden bzw. müssen durch die Um-
setzung des Art. 6 der EU Energieeffizienzrichtlinie (EED) in Bundesrecht folgen. Daher 
wird eine Herausnahme einer einzelnen Verpflichtung hier als nicht sinnvoll erachtet und 
erzeugt nur zusätzlichen Bürokratieaufwuchs.  
 
 
§ 22a Kleine Wärmeplanung für Gemeindegebiete mit 15.000 Einwohnern oder 
weniger 
 
Inhaltlich werden über die bereits zu § 4 formulierten Hinweise hinaus folgende Themen-
stellungen bei der geplanten „kleinen Wärmeplanung“ gesehen: 
 
Fehler im Gesetzesaufbau 
Der Klammerzusatz „(kleine Wärmeplanung)“ in Absatz 1 Satz 1 lässt rechtstechnisch 
den Schluss zu, dass es sich um eine sog. Legaldefinition handelt. Dies hätte zur Folge, 
dass jegliche Wärmeplanung in Gemeinden mit max. 15.000 Einwohnern per definitio-
nem eine „kleine Wärmeplanung“ ist. Dies ist sicher nicht so gewollt. Es ist sowohl dog-
matisch unsauber, als auch zirkelschlüssig, da die Einwohnerzahl notwendige Bedin-
gung (Tatbestandsvoraussetzung) für die Durchführung einer „kleinen Wärmeplanung“ 
ist. Es ist jedoch keineswegs so, dass jegliche Wärmeplanung einer kleinen Gemeinde 
eine „kleine Wärmeplanung“ ist, wie es die derzeitige Formulierung impliziert. 
 
Auch die Formulierung der Überschrift ist insoweit redundant, da die kleine Wärmepla-
nung sowieso nur bei Gemeinden mit maximal 15.000 Einwohnern zulässig ist. 
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Unzureichende Berücksichtigung von Stromnetzkapazitäten 
Es wird vorgeschlagen, dass im Rahmen der kleinen Wärmeplanung eine verpflichtende 
Untersuchung der Stromnetzkapazitäten in dezentralen Gebieten erfolgt. 
 
Begründung: 
Bei einer im Rahmen der „kleinen Wärmeplanung“ absehbaren Einstufung als dezentra-
les Versorgungsgebiet wird die Umstellung der Wärmeerzeugung zu einem großen Teil 
durch Wärmepumpen erfolgen. Daher wird es als zwingend notwendig angesehen, dass 
in der „kleinen Wärmeplanung“ für die dezentral versorgten Gebiete eine Untersuchung 
der Kapazitäten des Stromnetzes erfolgt. Andernfalls wird notwendiger Stromnetzaus-
bau perspektivisch nicht vorangetrieben, da nicht festgestellt wird, dass die Netzkapazi-
täten ggf. nicht ausreichen. Dies kann dazu führen, dass lediglich ein Teil der Gebäude 
mit Strom für Wärmepumpen versorgt werden kann, wohingegen für den anderen Teil 
der Gebäude die Akteure mit der Lösung ihrer Wärmeversorgung alleingelassen werden. 
 
Keine Dokumentation bestehender Sanierungspotentiale 
Aufgrund des Wegfalls der Bestands- und Potentialanalyse bei der „kleinen Wärmepla-
nung“ werden bestehende Sanierungspotentiale nicht ermittelt und nicht dargestellt. Be-
sonders in ländlich geprägten Gebieten sind jedoch i.d.R. Gebiete mit erhöhtem Sanie-
rungspotential vorhanden. Dies wird den Gebäudeeigentümern aber nicht deutlich vor 
Augen geführt, daher entfällt die damit einhergehende Anstoßfunktion und es werden 
wichtige Potentiale und Einflussmöglichkeiten der Gebäudeeigentümer verschenkt. 
 
 
Zeitpunkt der Entscheidung zur „kleinen Wärmeplanung“ 
Da die planungsverantwortliche Stelle gemäß § 13 Abs. 1 Nr. 1 WPG) einen Beschluss 
oder eine Entscheidung zur Durchführung der Wärmeplanung treffen muss stellt sich die 
Frage, zu welchem Zeitpunkt sich die Gemeinde für die Durchführung einer „kleinen Wär-
meplanung“ entscheiden kann. Nach welchen objektiven Bewertungskriterien entschei-
det sich die Kommune für die „kleine Wärmeplanung“? Kann dies ohne jegliche Bewer-
tung durch einen Dienstleister als subjektive Entscheidung erfolgen? 
 
Ein pauschales Abstellen auf geografische Gegebenheiten (Stichwort: Blick auf die 
Karte) ohne sachverständige Bewertung kann jedenfalls nicht als ausreichend angese-
hen werden, um eine fundierte Entscheidung zu treffen. 
 
Bewertungskriterien für die Eignung von Gebieten für Wärmenetze 
Offen ist, nach welchen Kriterien (in Verbindung mit Anlage VII Punkt 2 Ref.-WPG) die 
Bewertung der voraussichtlichen Eignung des beplanten Gebietes oder Teilgebietes für 
eine Versorgung durch ein Wärmenetz, Wasserstoffnetz oder leitungsgebundenes Me-
than erfolgt. Diese Kriterien sollten festgelegt werden, um eine objektive Bewertung si-
cherzustellen und zu vermeiden, dass die Bewertung in den Gemeinden unterschiedlich 
angewendet werden kann oder gar Schätzungen oder Meinungen erlaubt sind. Der vor-
liegende Referentenentwurf kann so interpretiert werden, dass diese Entscheidung ohne 
jegliche Vorschritte der Kommunalen Wärmeplanung erfolgen kann.  
 
Einteilung in Prüfgebiete 
Unklar ist, wie eine Kommune, die sich bisher nicht mit dem Thema Wärmeversorgung 
befasst hat, eine Einteilung in ein Prüfgebiet für bspw. ein Wärmenetz vornimmt. Es ist 
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zu erwarten, dass Kommunen den Weg des geringsten Aufwands gehen und das ge-
samte Gemeindegebiet als dezentrale Versorgungsgebiete einstufen und so wichtige 
Potentiale der Wärmewende nicht heben. 
 
Umfang der „kleinen Wärmeplanung“  
In Anlage VII Pkt. 1 Ref.-WPG sind die darzustellenden Punkte der „kleinen Wärmepla-
nung“ enthalten. Unklar ist hier, in welchen Umfang die Gemeinde diese Punkte betrach-
ten muss und welches Ergebnis die Wärmeplanung eigentlich liefert. Auf diese Weise 
drohen Gemeinden, die keine „bekannten“ Potentiale von erneuerbaren Energien oder 
Großverbrauchern (Punkt e und g) erheben, einen verkürzten Wärmeplan abzugeben.  
 
Vorgaben für Umsetzungsmaßnahmen 
In Anlage VII Pkt. 1 Ref.-WPG fehlen Vorgaben für Umsetzungsmaßnahmen, die gemäß 
§ 22a Abs. 1 Ref.-WPG anzugeben sind. Unklar bleibt ebenfalls, ob diese Umsetzungs-
maßnahmen auf Zieljahre und Zwischenziele auszurichten sind. Ebenso ist unklar, wie 
eine Zielumstellung bis 2045 aussehen soll.  
 
Fortschreibung der kleinen Wärmeplanung 
Es ist unklar, anhand welcher Kriterien nach fünf Jahren überprüft werden soll, ob die 
„kleine Wärmeplanung“ fortgeschrieben bzw. zuvor überprüft werden muss. § 28 WPG 
sollte auch für diese „kleine Wärmeplanung“ gelten. 
 
Vertiefte Untersuchung der Eignung der Prüfgebiete 
In den Absätzen 2 - 4 des § 22 a Ref.-WPG wird festgelegt, dass ein Prüfgebiet darge-
stellt und kenntlich gemacht werden soll. Es bleibt aber fraglich, zu welchem Zeitpunkt 
und unter welchen weiteren Vorgaben diese Prüfgebiete behandelt werden und ob die 
Anforderungen der §§ 26-28 WPG auch für diese Prüfgebiete gelten. 
 
 
§ 24 Anzeige des Wärmeplans und Übermittlung von Ergebnisdaten durch die pla-
nungsverantwortliche Stelle; Datenübermittlung an den Bund    
 
Abs. 2 Übermittlung über Datenformat 
Da bei einer „kleinen Wärmeplanung“ nach § 22a Ref.-WPG deutlich weniger Daten er-
fasst werden, aber der § 24 Ref.-WPG gilt, wird auch eine angepasste Version des Er-
gebnistemplates erforderlich. Hieraus folgt ein Mehraufwand der Länder für die Übermitt-
lung der Daten aus bereits vorliegenden Wärmeplänen. Inhalte müssen ggf. händisch 
ausgelesen und für die Übermittlung aufbereitet werden. 
 
Aufnahme der Verpflichtung der Übermittlung der Ergebnisdaten erst bei Fortschreibung 
Da das Verfahren zur Übermittlung der Daten derzeit noch nicht bekannt und in den 
Kommunen etabliert ist (Festlegung des Datenformats durch IT-Planungsrat) und zudem 
der Datenraum des Bundes noch nicht einsatzbereit ist, kann der Aufwand und die Pra-
xistauglichkeit für die Übermittlung nicht abgeschätzt werden.  
Daher wird der Bund gebeten, die Übermittlung der Daten erst ab Fortschreibung der 
Wärmeplanung gemäß § 25 WPG festzulegen.  
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§ 32 Verpflichtung zur Erstellung von Wärmenetzausbau- und -dekarbonisierungs-
fahrplänen    
 
Die Einführung der Bestätigung der Erfüllung der Bedingungen durch eine Bescheini-
gung eines AGFW zertifizierten Gutachters sieht das SMWA kritisch. Da die Bedingun-
gen des aufgeführten Arbeitsblattes FW 317 sowie die Bedingungen für die Zertifizierung 
der Gutachter im Arbeitsblatt FW 611 nicht frei einsehbar sind, kann keine fachliche Be-
urteilung erfolgen. Es wird angezweifelt, dass es sich um eine unabhängige Prüfung und 
unabhängige Gutachter handelt, wenn die Bedingungen durch den AGFW festgelegt und 
überprüft werden. Netzbetreibern, die kein AGFW Mitglied sind, können dadurch Nach-
teile entstehen. Es wird angeregt, dass die Prüfung durch unabhängige Gutachter nach 
einsehbaren und im WPG veröffentlichen Bedingungen durchgeführt wird.  
 
 
Anlage 1 
 
In Anlage 1 fehlen wichtige Bewertungsgrößen. Derzeit wird nur auf Wärmebedarfe und 
-verbräuche (im Sinne von Arbeit, in kWh) abgestellt. Jedoch fehlt eine Betrachtung von 
Wärmeleistungen als wesentliche Eingangsgröße in den Netzausbauplänen der Verteil-
netzbetreiber für Strom und Gas. Die Angabe von Leistung wird für die Planung der zu-
künftigen Netzkapazitäten benötigt.  
 
 
Teil 3   
 
Trotz regelmäßiger Rückfragen der Länder zur Umsetzung des hoheitlichen Vollzugs 
(Sanktionierung, Umgang mit Zielverfehlungen etc.) enthält der Referenten-Entwurf 
keine Bußgeldvorschriften oder sonstige adäquate Umsetzungsbestimmungen im Teil 3. 
 
Ohne derartige Regelungen ist es für die Landesvollzugsbehörden äußerst schwierig, 
Verfehlungen im Teil 3 WPG angemessen zu ahnden. 
 
 


